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Antrag der Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit*
vom 18. August 2020

5585 a
Beschluss des Kantonsrates
über die Volksinitiative «Raus aus der Prämienfalle»
(vom . . . . . . . . . . . .)

Der Kantonsrat,

nach Einsichtnahme in die Anträge des Regierungsrates vom 10. De-
zember 2019 und der Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit
vom 18. August 2020,

beschliesst:

I. Die Volksinitiative «Raus aus der Prämienfalle» wird abgelehnt.

II. Die Volksinitiative wird den Stimmberechtigten zur Abstim-
mung unterbreitet.

III. Der Beleuchtende Bericht wird vom Regierungsrat verfasst.

IV. Mitteilung an den Regierungsrat und das Initiativkomitee.

Zürich, 18. August 2020

Im Namen der Kommission
Der Präsident: Die Sekretärin:
Benjamin Fischer Pierrine Ruckstuhl

* Die Kommission besteht aus folgenden Mitgliedern: Benjamin Fischer, Vol-
ketswil (Präsident); Bettina Balmer, Zürich; Jeannette Büsser, Zürich; Nora Buss-
mann, Zürich; Linda Camenisch, Wallisellen; Andreas Daurù, Winterthur; Lorenz
Habicher, Zürich; Claudia Hollenstein, Stäfa; Jörg Kündig, Gossau; Thomas
Marthaler, Zürich; Claudio Schmid, Bülach; Lorenz Schmid, Männedorf; Esther
Straub, Zürich; René Truninger, Effretikon; Mark Wisskirchen, Kloten; Sekretä-
rin: Pierrine Ruckstuhl.
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Minderheitsantrag von Lorenz Schmid, Jeannette Büsser, Nora Buss-
mann, Andreas Daurù, Thomas Marthaler, Esther Straub und Mark 
Wisskirchen: 

I. In Zustimmung zur Volksinitiative «Raus aus der Prämienfalle»
wird nachfolgende Gesetzesänderung beschlossen.

II. Diese Gesetzesänderung untersteht dem fakultativen Referendum.

III. Der Beleuchtende Bericht wird vom Regierungsrat verfasst.

IV. Mitteilung an den Regierungsrat und das Initiativkomitee.

Einführungsgesetz
zum Krankenversicherungsgesetz (EG KVG)
(Änderung vom . . . . . . . . . . . .; Kantonsbeitrag)

Der Kantonsrat,

nach Einsichtnahme in die Anträge des Regierungsrates vom 10. Dezem-
ber 2019 und der Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit vom
18. August 2020,

beschliesst:

Das Einführungsgesetz zum Krankenversicherungsgesetz vom
29.April 2019 wird wie folgt geändert:

Bundes- und 
Kantonsbeitrag

§ 24. Abs. 1 und 2 unverändert.
3 Der Kantonsbeitrag beträgt im Vierjahresdurchschnitt mindestens

100% des voraussichtlichen Bundesbeitrags gemäss Art. 66 KVG. Der
Regierungsrat legt den Kantonsbeitrag fest.


